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Wirtschaftswissenschaftliche Transformationsforschung:
Stand, Probleme und Perspektiven

HERBERT KALTHOFF und ECKEHARD F. ROSENBAUM

Im Jahre 1989 schreibt ein renommier-
ter deutscher Kenner der realsoziali-
stischen Gesellschaften: „Das System
wandelt sich, ohne dass vorerst mit
einem Systemwechsel zu rechnen
wäre.“ Mit ihm gingen viele Kenner
des realen Sozialismus davon aus, dass
die Sowjetunion und ihre Satelliten-
staaten über flexible ökonomische und
politische Mechanismen verfügten, die
eine soziale Integration immer wieder
ermöglichen würde. Man war ferner
davon überzeugt, dass sozialer Wan-
del sich nur in einer international „ent-
spannten“ und auf bi- bzw. multilate-
rale Kooperation setzenden Atmo-
sphäre würde entfalten können. Die-
ser eher wohlwollend-skeptische Blick
(SEGBERS 1989; GÖTZ 1998) auf die
realsozialistische Realität steht para-
digmatisch für eine Haltung vieler
westlicher Forscher. Diesen „wohl-
wollenden Skeptikern“ standen dieje-
nigen gegenüber, die dem realsoziali-
stischen System jegliche Fähigkeit zum
ökonomischen und sozialen Wandel
absprachen und langfristig von einem
Zusammenbruch des ökonomischen
Modells in den sowjetisch dominier-
ten Staaten ausgingen (vgl. hierzu ELS-
TER et al. 1998).

Trotz unterschiedlicher Einschätzun-
gen stimmten beide Positionen in ei-
nem Punkt überein: Eine grundlegen-
de Veränderung – sei es als Reform
oder sei es als Zusammenbruch – wür-
de es nur langfristig geben. Seit einigen
Jahren wissen wir, dass man sich in
diesem Punkte gründlich irrte, denn
die Auflösung der alten Ordnung von
Jalta kam schnell und überraschend.

Obwohl die Wissenschaft der Öko-
nomie, die sich selbst die Fähigkeit der
Prognose zuschreibt, diese Verände-
rungen nicht antizipiert hat, wird hier
nicht unterstellt, die Ökonomie hätte
die inhärenten Funktionsmängel des
realsozialistischen Systems nicht gese-
hen. In der Tat ist seit den 1930er
Jahren eine lebhafte und die Ökono-
mie noch heute befruchtende Debatte

geführt worden. Vielmehr bestätigte
sich einmal mehr, was auch für Wirt-
schaftsprognosen in Marktwirtschaf-
ten gilt, dass sich nämlich die Entwick-
lung von Systemen nicht zuverlässig
voraussagen lässt.

Auf den überraschenden Zusam-
menbruch der realsozialistischen Welt
folgte eine Phase des „initialen Opti-
mismus“ (HOEN 1995), die von der
Idee eines schnellen Übergangs von
einer sozio-ökonomischen Ordnung in
eine andere geprägt war. Dieser „Ho-
neymoon der Transformation“ endete
mit der realistischen Einsicht, dass es
sich bei der Transformation um einen
tiefgreifenden Wandel der ökonomi-
schen, sozialen und kulturellen Le-
benswelt handelt, der nicht in ein paar
Jahren abzuwickeln ist, und dass die-
ser Prozess in den betroffenen Staaten
durchaus unterschiedliche Wege zu
nehmen begann. So lassen sich deutli-
che Unterschiede feststellen in der
Transformationspolitik und in der zeit-
lichen Strukturierung des Reformpro-
zesses. Es kann also eine Heterogeni-
tät der Transformationsprozesse fest-
gestellt werden, die sich auf verschie-
dene Dimensionen bezieht:
1. Unterschiedliche Implementierung:

Auf der einen Seite stehen Län-
der, in denen die formale Imple-
mentation politischer und markt-
wirtschaftlicher Institutionen im
Großen und Ganzen abgeschlos-
sen ist (wie Tschechien, Polen,
Ungarn); hier erscheint die politi-
sche und ökonomische Ordnung
weitgehend konsolidiert und sta-
bilisiert. In anderen Länder ver-
laufen die Prozesse der politischen
Demokratisierung und der markt-
wirtschaftlichen Umgestaltung zö-
gerlich (wie Weißrussland, Ukrai-
ne, Albanien). Ob und wann es in
diesen Ländern zu einer Konsoli-
dierung kommt, ist heute alles an-
dere als eindeutig und eine Um-
kehr der Reformbestrebungen
nicht ausgeschlossen.

2. Unterschiedliche (Wirtschafts-)Po-
litiken: Die Restrukturierung der
Wirtschaft sowie die aktuelle Aus-
gestaltung des institutionellen
Wandels folgt unterschiedlichen
Programmen und Methoden. Der
klassische Gegensatz, an den in
diesem Zusammenhang zu erin-
nern ist, bezieht sich zum einen
auf graduelle, respektive schock-
artige Strategien der Reformpoli-
tik, zum anderen auf die Abfolge
der verschiedenen Schritte der
Reformpolitik.

3. Unterschiedliche soziale Bewertun-
gen: Die sozialen, politischen und
kulturellen Veränderungen treffen
in der Bevölkerung auf ein sehr
gespaltenes Echo. Vieles deutet
darauf hin, dass die Modernisie-
rung vor dem Hintergrund indivi-
dueller biographischer Verläufe
interpretiert wird (vgl. POLLACK

1997). Diese unterschiedlichen
Bewertungen lassen sich auf das
Ausmaß zurückführen, in dem die
mit dem gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Wandel verbun-
denen Erwartungen in Bezug auf
mehr Wohlstand und demokrati-
sche Beteiligung von der Realität
eingelöst worden sind. Nicht al-
lein die Rezession zu Beginn der
Transformation verlief unter-
schiedlich tief, auch die nachfol-
gende Erholung – soweit sie denn
eingetreten ist – weist divergieren-
de Muster auf.

Der Zusammenbruch der realsoziali-
stischen Staaten Mittel- und Osteuro-
pas und ihre Transformation zu demo-
kratischen Marktwirtschaften haben die
ökonomische Theorie vor ein wahres
Puzzle an Phänomenen gestellt. Im
Folgenden werden wir verschiedene
Richtungen der ökonomischen Theo-
rie bezogen auf die Transformation
skizzieren und dann das Forschungs-
programm der „Politischen Ökonomie
der Transformation“ näher skizzieren
und ihre Forschungsergebnisse an den
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Beispielen der Privatisierung und der
sozialen Sicherung präsentieren.

Ansätze der ökonomischen Theorie
der Transformation
Bevor wir auf die theoretischen An-
sätze zu sprechen kommen, ist die
Frage zu stellen, was denn nun mit
„Transformation“ beschrieben wer-
den soll. Die Definition von KLOTEN

lautet: „Transformation von Wirt-
schaftssystemen soll hier jener durch
politischen Gestaltungswillen und po-
litisches Handeln ausgelöste Trans-
formationsprozess heißen, der durch
die Substitution gegebener ordnungs-
konstituierender Merkmale durch
andere einen »qualitativen« Sprung
derart bewirkt, daß es zu einer Ablö-
sung des alten Systems durch ein neu-
es kommt“ (KLOTEN 1991, S. 6). Diese
Definition impliziert einige Voraus-
setzungen: Sie unterstellt, dass es sich
um einen Prozess handelt, in dem die
neue Ordnung von oben imple-
mentiert wird, und sie setzt die Kennt-
nis und Identifikation der Merkmale
des „alten“ und „neuen“ Systems vor-
aus (vgl. WAGENER 1997).1

Die Schwierigkeiten beginnen aber
schon mit dem Begriff “Transforma-
tion”. Es geht uns nicht darum, Worte
abzuwägen (Transformation oder
Transition?), sondern um die hiermit
verbundenen Konzepte der sozialwis-
senschaftlichen Erforschung der Ver-
änderungsprozesse in Mittel- und Ost-
europa. Der Modeeffekt, mit dem die
Transformationsforschung konfron-
tiert war, kann teilweise mit den
KSPW2-Studien erklärt werden, die
gerade mit ihrer beeindruckenden
Materialfülle den Eindruck erwecken
konnten, dass jede weitere Forschung
überflüssig sei. Mag dies für Ost-
deutschland zutreffen, so kann dieser
Befund für die Erforschung mittel- und
osteuropäischer Gesellschaften nicht
behauptet werden. Zu konstatieren
aber ist eine gewisse Beliebigkeit in
der Verwendungsweise des Trans-
formationsbegriffs. Unklar ist zum Bei-
spiel, auf welche Prozesse sich der
Begriff Transformation beziehen soll
und auf welche nicht? Außerdem wer-
den die Begriffe “Transformation” und
“Transition” in der Forschung einer-
seits benutzt, um unterscheidbare
analytische Perspektiven anzuzeigen,
sie werden andererseits ebenfalls syn-
onym verwendet.

Ein zweites Problem mit dem “Trans-
formationsbegriff” bezieht sich auf
seine Trennschärfe zu vergleichbaren
Prozessen außerhalb Mittel- und Ost-
europas. Wird mit dem Begriff
“Transformation” der Übergang von
einem System in ein anderes bezeich-
net – vom Plan zum Markt –, argumen-
tiert man im Kontext des alten Para-
digmas, in dem Staat und Ökonomie
als zwei Entitäten bestimmt werden,
die nach eigenständigen axialen Prin-
zipien organisiert sind (vgl. BLOCK

1994). Aber gerade gegen diese rheto-
rische Figur des sozialen Wandels
(“von – zu”), die nach SCHMIDT und
DITTRICH (1997, S. 16) “offensichtlich
nicht aufrechtzuerhalten” ist, sind zwei
Punkte kritisch einzuwenden: Weder
existiert das eine, statische Modell
westlicher Marktwirtschaften, noch
funktionieren diese unabhängig von
staatlichen Regulierungen. Insofern
spricht vieles dafür, die Umstellung
des Systems (oder der Ordnungspara-
digmen) als einen neuen Modus staat-
licher Regulierung und somit als eine
Rekonfiguration der Akteure zu inter-
pretieren. Die politische Rhetorik, die
sich in diesen Auseinandersetzungen
an westlichen Modellen orientiert, bie-
tet ihrerseits genügend Material für
eine eigenständige Analyse.

Aus einer allgemeinen ökonomi-
schen Perspektive formuliert, besteht
der Systemwechsel in Mittel-Osteuro-
pa aus einer umfangreichen Liste von
Maßnahmen, die die Restrukturierung
der Wirtschaft anleiten sollen. Diese
Maßnahmen lassen sich wie folgt kate-
gorisieren:
• Stabilisierung: Hier geht es um ei-

nen erfolgreichen Start der Trans-
formation. Ziel ist insbesondere, ei-
nen monetären Überhang zu ver-
meiden oder zu mindern, der zu
sehr hohen Inflationen führt.

• Liberalisierung: Hierzu zählen u. a.
die Freigabe der Preise, die Libe-
ralisierung des Handels und der
Produktion. Die Liberalisierung ist
direkt mit der makroökonomischen
Stabilisierung verknüpft. In der
Transformation der osteuropäischen
Gesellschaften gelten Stabilisierung
und Liberalisierung als zwei grund-
legende Bestandteile der Transfor-
mation, die frühzeitig durchzufüh-
ren waren.

• Privatisierung: Dass die Privatisie-
rung staatlicher Unternehmen not-

wendig war, stand mit dem Be-
kenntnis zur Marktwirtschaft –
neuere Entwicklungen in Russland
einmal außer Acht gelassen – au-
ßer Frage. Da eine Marktwirtschaft
frei agierende Akteure voraussetzt,
deren Einkommen bzw. Gewinne
Resultat ihrer Markttransaktionen
sind, ist die Privatisierung zentra-
ler Bestandteil des Transforma-
tionsprozesses.

• Institutionalisierung: Die Institutio-
nalisierung bezieht sich auf die
Umwandlung bestehender Institu-
tionen (z. B. der Sozialversicher-
ungssysteme), auf die rechtliche
Kodifizierung von Eigentumsrech-
ten, Vertragsfreiheiten, Haftung
von Schuldnern und schließlich auf
die Durchsetzung neuer Verfahren,
Regeln und Praktiken im ökonomi-
schen und politischen System. Ins-
besondere die rechtliche Dimension
der Institutionalisierungsprozesse
nimmt – angesichts des rechtlichen
Vakuums – in der ökonomischen
Perspektive eine zentrale Rolle ein.

Als zentrale Aufgaben der Transfor-
mationspolitik können sich demnach
ergeben (vgl. SIEBERT 1992; RYLL 1994):
Aufbau einer funktionierenden insti-
tutionellen Infrastruktur, zeitliche
Steuerung von Privatisierung und Li-
beralisierung. Diese „Stufen“ werden
von verschiedenen ökonomischen
Denkschulen durchaus unterschiedlich
beurteilt und klassifiziert. Das gilt es
ausdrücklich zu betonen. Denn in der
– auch fachinternen – Diskussion über
Ziele, Methoden und Erfolg der Trans-
formation wird nicht selten von einem
einzigen quasi konkurrenzlosen Mo-
dell ausgegangen. Dass die Ökonomie
aber keineswegs monolithisch verfasst
ist oder war, sondern in zahlreiche
auch methodisch differierende Denk-
schulen und Ansätze zerfällt, wird da-
gegen leicht vergessen.

1 Vgl. auch die klassische Definition von DAVID STARK

(1992, S. 300): “Thus, in place of transition we ana-
lyze transformations, in which the introduction of
new elements most typically combines with adapta-
tions, rearrangements, permutations, and re-
configuarations of existing organizational forms.“
Zu einem stärker ausgeprägten  politikwissenschaft-
lichen Begriff der „Transition“ vgl. KAASE und LEPSI-
US (1997, S. 122f).
2 Vgl. die Schriftenreihe der Kommission für die
Erforschung des Sozialen und Politischen Wandels
in den Neuen Bundesländern (KSPW): Berichte zum
sozialen und politischen Wandel in Ostdeutschland.



EUROPA REGIONAL 8(2000)3/48

Die neo-klassische Perspektive

Das neo-klassischen Modell der Öko-
nomie unterstellt einen „Markt“, der
gekennzeichnet ist durch (1) rational
handelnde Akteure, die unter Beach-
tung spezifischer Restriktionen (etwa
technische Zwänge) ihren Profit ma-
ximieren, durch (2) klar definierte,
dezentralisierte und zu jeder Zeit über-
tragbar Eigentumsrechte, sowie durch
(3) perfekte Transparenz und vollstän-
dige Information hinsichtlich des ak-
tuellen Marktgeschehens und der Re-
striktionen. Diese Bedingungen sowie
”normale” Produktionstechnologien
und Konsumentenpräferenzen voraus-
gesetzt, wird von der Entstehung eines
stabilen Gleichgewichts im Sinne ei-
nes Ausgleichs von Angebot und Nach-
frage ausgegangen, bei dem das Sys-
tem auf marginale Abweichungen stets
mit der Rückkehr zum Gleichgewicht
reagiert.

Transformationspolitisch heißt die
Annahme eines quasi sofort und von
alleine entstehenden Marktes: Für die
Transformationsgesellschaften wird
von der neo-klassischen Seite ein „once-
and-for-all-jump“ (HOEN 1995) in die
Marktwirtschaft empfohlen. Denn man
geht davon aus, dass mit der Einfüh-
rung von Marktmechanismen auf der
Grundlage rational handelnder Akteu-
re und bei gleichzeitiger Auflösung al-
ter Strukturen neue Regeln des Wirt-
schaftens erfolgreich eingeführt und
durchgesetzt werden können.

Das Gleichgewicht der ökonomi-
schen Kräfte – mit dem „Markt“ im
Zentrum (vgl. hierzu ROSENBAUM 1998)
– ist auch der Ausgangs- und End-
punkt des institutionellen Wandels.
Institutioneller Wandel wird als eine
Abfolge von Ausgangsgleichgewicht,
externem Schock und effizientem neu-
em Gleichgewicht beschrieben (vgl.
WAGENER 1997). Das neue Gleichge-
wicht wird sofort realisiert, wobei die
oben genannten Voraussetzungen –
rational handelnde Akteure, klar defi-
nierte Eigentumsrechte und Transpa-
renz – angenommen werden.

Dieser Ansatz wurde, bezogen auf
die Transformationsprozesse, von ei-
nem niederländischen Ökonomen me-
taphorisch so formuliert: „Und Gott
sprach: Es werde Markt, und siehe, es
wurde Markt. Und er sah, dass Markt
gut war“ (HOEN 1998).

Ein Markt entsteht damit automa-
tisch, sobald die entsprechenden Rah-

menbedingungen gegeben sind. Ein
”Dritter Weg” im Sinne eines dauer-
haften Mitteldings zwischen Staat und
Markt wird dagegen gewissermaßen
definitorisch ausgeschlossen. Es kann
allenfalls einen zeitlich begrenzten
Übergang geben bzw. einen Markt,
dessen Funktionieren durch staatliche
Interventionen gehemmt ist.

Diese Sichtweise verweist auf ein
durchaus tiefergehendes Problem. Für
die Wirtschaftstheorie insgesamt kann
konzediert werden, dass die Themati-
sierung dessen, was denn nun ein
„Markt“ sei und wie dieser funktionie-
re, einen blinden Fleck darstellt; von
verschiedenen Seiten innerhalb der
Wirtschaftswissenschaften ist auch aus
diesem Grunde auf den metapho-
rischen Charakter – Austausch, Wett-
bewerb, Vertragsbeziehung – des
Marktbegriffes verschiedentlich hin-
gewiesen worden (etwa NORTH 1990).
So geht z. B. die neo-klassische Preis-
theorie immer schon von der Existenz
von Märkten aus (vgl. ARROW und
HAHN 1971). Nun soll aber Marktwirt-
schaft in den Ländern Mittel- und Ost-
europas eingeführt werden. Es soll also
etwas eingeführt werden, von dem die
entsprechende Wissenschaft nicht ge-
nau weiß, was es ist und wie es funktio-
niert.

Nun könnte man fragen: Warum
reicht es nicht aus, an die von EUCKEN

und KLOTEN aufgestellten konstituie-
renden und regulierenden Prinzipien
einer marktwirtschaftlichen Ordnung
anzuknüpfen? Diese Merkmale – wie
z. B. der Markt-Preis-Mechanismus,
eine stabile Geldordnung, offene
Märkte, Privateigentum, Vertragsfrei-
heit, Haftungsverpflichtung, Konstanz
der Wirtschaftspolitik – sind ergebnis-
orientiert und nicht prozessorientiert;
in der Wirtschafts- oder Transformati-
onspolitik aber, die auf den andauern-
den Strukturwandel setzt, sind prozess-
hafte Merkmale von Belang (vgl.
WAGENER 1997).

In den Transformationsprozessen
spielt also die zeitliche Dimension
immer eine gewisse Rolle: Zu wel-
chem Zeitpunkt und mit welcher Ge-
schwindigkeit soll eine Institution ein-
geführt oder eine Änderung durchge-
setzt werden? Die Temporalität öko-
nomischer Umwandlungsprozesse ist
in der neo-klassischen Perspektive re-
lativ eindeutig über Geschwindigkeit
kodiert: Je schneller neue Regeln ver-

bindlich eingeführt werden können
(z. B. die zentralen Eigentumsrechte),
um so erfolgreicher wird die Umwand-
lung verlaufen.

Die Kritiker des neo-klassischen
Modells

Im Gegensatz zur neo-klassischen öko-
nomischen Theorie wird von den Kri-
tikern nicht davon ausgegangen, dass
der Markt sich in einem mehr oder
minder stabilen Gleichgewicht befin-
det (und dies auch immer wieder er-
zeugt werden muß), sondern man un-
terstellt das Gegenteil: Der Markt be-
findet sich grundsätzlich in einem
Ungleichgewicht und hierdurch in ei-
nem konstanten Prozess des Wandels.
Ursache des Ungleichgewichtes ist die
Unvollständigkeit und die Asymme-
trie von Informationen (vgl. AKERLOF

1984). Schließt man hier die Überle-
gungen von HAYEK zur Rolle des Wis-
sens an (HAYEK 1945) – Wissen, das
unterschiedlich verteilt und unvollstän-
dig ist – dann ist ein Marktgleichge-
wicht nicht die Voraussetzung, son-
dern das Ergebnis eines lang andau-
ernden Prozesses. Markt wird hier also
eher als ein Prozess gesehen, und nicht
als ein Zustand. Relative Preise
reflektieren aus dieser Perspektive
nicht allein die Knappheit von Gü-
tern, sondern sind der Ausdruck von
Informations- und Wissensvorteilen
von Markteilnehmern.

In diesem Kontext werden also die
Annahmen der neo-klassischen Gleich-
gewichtstheorie fallen gelassen und es
wird angenommen, dass eingeschränk-
te Rationalität, Informationskosten
und Unsicherheit/Ungewissheit in die
ökonomischen Prozesse involviert sind.
Mit diesen Annahmen wird zugleich
der Effizienzbegriff relativiert. Aus der
Perspektive einer Asymmetrie von
Information und Wissen und aus der
Berücksichtigung der historischen Zeit
(„path dependency“, „legacies“) er-
scheint die Schocktherapie eher inef-
fektiv. So wurde für die Transformati-
onsländer weniger auf ein Freisetzen
von Marktkräften gesetzt, sondern
durchaus auf staatliche Interven-
tionspolitik (z. B. im Kontext der tsche-
chischen Bankenregulierung). Eine
komplette Liberalisierung der Preise,
der Produktion und des Handels als
ein konstitutives Element der Schock-
therapie führe – so wurde argumen-
tiert – einerseits zu einem enormen
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Rückgang an Kaufkraft, was einen
Rückgang an Investitionen erzeugt und
somit die mikroökonomische Restruk-
turierung gefährdet, und andererseits
zu einem Mangel an direkter Kontrol-
le, einer Kontrolle, die gerade ange-
sichts tradierter Verhaltensweisen und
Erfahrungen notwendig erscheint.3

Die politische Ökonomie der Trans-
formation

Ziel der ökonomischen Transformati-
on ist das ‘Ans-Laufen-Bringen’ einer
Marktwirtschaft. Die Verfahren und
Methoden der Transformationspolitik
sind insbesondere von der „Politischen
Ökonomie der Transformation“ be-
obachtet und analysiert worden.4 Das
besondere Augenmerk richtet sie da-
bei auf das institution-building, d. h.
auf den Transfer und die Einbettung
von Institutionen, die Wahl der Ver-
fahren, der Handlungsweisen und
-spielräume der Akteure. Ziel ist es,
die Bedingungen der Emergenz einer
neuen wirtschaftlichen und sozialen
Ordnung zu verstehen (vgl. ELSTER et
al. 1998).

Aus der Perspektive der politischen
Ökonomie hat die Transformation in
Mittel-Osteuropa verschiedene grund-
legende Hindernisse zu überwinden,
die in ihrer Genese eingebettet sind.
Die politische Ökonomie hat sich in
ihrer Forschung damit auseinanderge-
setzt, ob denn das, was ziemlich un-
wahrscheinlich ist, doch gelingen kann.
Sie hat ferner auf die Besonderheit des
Systemwechsels hingewiesen und drei
Merkmale identifiziert: relativ gewalt-
loser Übergang, das Fehlen einer star-
ken Gegenelite und die Gleichzeitig-
keit der Reform in der Politik, der
Ökonomie und – in manchen Fällen –
auch der territorialen Ausdehnung
(vgl. ELSTER et al. 1998; WAGENER

1993). Die neuen Prinzipien und Me-
chanismen des Wirtschaftens müssen
zu einem Moment eingeführt werden,
in dem das alte System noch aktiv ist
(vgl. RYLL 1994). Das bedeutet, dass
marktwirtschaftliche Prinzipien, Me-
chanismen und Institutionen in einem
Umfeld implementiert werden, in dem
weiterhin – möglicherweise inkompa-
tible – Elemente der planwirtschaftli-
chen Ordnung existieren. Der Aus-
gang ist daher unsicher, die Transfor-
mation – das Beispiel Russland zeigt
es – nicht garantiert. Die Gleichzeitig-
keit betrifft Entwicklungen und Ent-

scheidungen auf verschiedenen Ebe-
nen:
(1) die Ebene der kulturellen und

nationalen Identität,
(2) die Ebene der Implementierung

neuer Regeln, Prozeduren und
Rechte und

(3) die Ebene der Verteilung von po-
litischen und ökonomischen Res-
sourcen (vgl. OFFE 1993).

Mit der Gleichzeitigkeit der Transfor-
mationsbereiche verbunden ist ein
grundlegendes Paradox – das soge-
nannte „orthodox paradox“ (KAHLER

1990, ELSTER et al. 1998). Das Ziel,
marktwirtschaftliche und demokra-
tische Strukturen als Grundlagen der
neuen Ordnung einzuführen, ist nur
mit einem starken Staat erfolgreich
möglich, der wiederum aber durch die
angestrebten Maßnahmen selbst abge-
schafft werden soll. Die Entstaatli-
chung kann also nur durch einen star-
ken Staat erreicht werden (vgl. ELSTER

et al. 1998:161).5 Die konkreten For-
schungsergebnisse der politisch-öko-
nomisch ausgerichteten Transforma-
tionsforschung werden an zwei Bei-
spielen illustriert: am Prozess der Pri-
vatisierung zum einen, an der Reform
des Alterssicherungssystems zum an-
deren.

(1) Privatisierung

Einen zentralen Schritt in Richtung
Marktwirtschaft stellt die Privatisie-
rung von staatlichen Unternehmen dar,
denn mit ihr werden verschiedene öko-
nomische Ziele wie z. B. die Steige-
rung der Effizienz, Restrukturierung
der Güter- und Kapitalverteilung so-
wie die rechtliche Sicherung des Pri-
vateigentums verbunden. Politisch
gesehen trennt die Privatisierung die
Sphären von Ökonomie und Politik
und soll der Nomenklatura ihre Eigen-
tumsrechte entziehen. Privatisierung
zielt also nicht allein darauf ab, die
Basisinstitutionen einer Marktwirt-
schaft zu schaffen, sondern impliziert
darüber hinaus eine Neudefinition des
Staates und seiner Aufgaben (vgl. aus-
führlich ROSENBAUM et al. 1999).

In der Durchführung der Privatisie-
rung sind die Akteure mit einem
Wissensproblem konfrontiert, das sie
zu lösen haben. Dieses Wissenspro-
blem lautet: Wieviel ist das zur Priva-
tisierung anstehende Staatsunterneh-
men wert und – hiermit verbunden –
durch welche Verfahren lässt sich der

Preis herausfinden? Eine ökonomische
Preisbildung ist ‘eigentlich’ nur unter
marktwirtschaftlichen Bedingungen zu
realisieren, die aber gerade erst durch
verschiedene Maßnahmen (u. a. durch
die Privatisierung) geschaffen werden
sollen. Anders also als in der klassi-
schen ökonomischen Gleichgewichts-
theorie, in der für künftige Güter nur
unter idealisierenden Annahmen und
um den Preis eines inhaltsleeren Zeit-
begriffs (in dessen Kern Zeit auf einen
Punkt zusammenschrumpft) ein Preis
gefunden werden kann, geht es im
Privatisierungsprozess darum, bereits
für aktuelle Güter einen Markt (und
somit einen Preis) zu finden.

Die Politische Ökonomie der Trans-
formation hat – aus einer eher techni-
schen Perspektive – die Verfahren der
Privatisierung in den verschiedenen
Ländern Mittel- und Osteuropas em-
pirisch beobachtet, analysiert und da-
bei festgestellt,
• dass das politische Umfeld (Ein-

schätzung der politischen Risiken)
und der Grad der erfolgten rechtli-
chen Kodifizierung von Privateigen-
tum, Schuldnerfrage und freiem
Handel den Erfolg der Privatisie-
rung in stärkerem Maße determi-
nieren als dies volkswirtschaftliche
Kennziffern tun; die Ausgangslage
bestimmt gewissermaßen Kosten
und Nutzen, die sich aus der Wahl
einer bestimmter policy option er-
geben; das heißt auch, dass unter-
schiedliche Ausgangslagen unter-
schiedliche Transformationswege
implizieren;

• dass das Wissensproblem, den öko-
nomischen Wert der zu privati-
sierenden Unternehmen zu bestim-
men, besser über marktwirtschaft-
liche Verfahren gelöst werden kann
(z. B. durch Auktionen) als durch
außermarktwirtschaftliche Verfah-

3 In der Sprache des niederländischen Ökonomen:
„Und Gott sprach: Es werde Markt und es ward
weder Planung noch Markt. Und er sah, daß es ein
kontinuierlicher Lernprozeß war“ (HOEN 1998).
4 Wir nutzen die Bezeichnung „Politische Ökono-
mie“ (manchmal spricht man auch von „Neuer poli-
tischer Ökonomie“) als einen Sammelbegriff für die
Institutionenökonomik, public choice, comparative
politics, institutional choice, proberty-rights-Theo-
rie.
5 Insgesamt lässt sich sagen, dass die Umwand-
lung staatlicher Strukturen eigentümlicher Weise
nicht Eingang in die ökonomische Transformations-
forschung gefunden hat (vgl. hierzu HERRMANN-PIL-
LATH 1997).
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ren (z. B. Verkaufsverhandlungen).
• dass eine funktionierende Marktwirt-

schaft eine eingespielte Kooperation
der Akteure voraussetzt. In den real-
sozialistischen Staaten wurde die
Koordination durch den zentralen
Plan organisiert und strukturiert und
durch informelle Netzwerke ergänzt
bzw. teilweise sogar ersetzt. Soll
Marktwirtschaft funktionieren, ist
die Frage, wie das Kooperationsva-
kuum gefüllt wird. Alte Netzwerke
sind der Ausdruck für ökonomisches
Wissen, an das im Kontext der
Privatisierung und Restrukturierung
staatlicher Unternehmen entweder
angeknüpft oder das außer Kraft
gesetzt wird (vgl. SÜSS 1997).

Die mit der Privatisierung verbunde-
nen Ziele wie etwa effiziente Produk-
tion, Wettbewerb und Innovation sind
jedoch keineswegs mit der Privatisie-
rung per se erreicht. Vielmehr stehen
die Transformationsländer vor der
komplexen Aufgabe, eine Form des
Privateigentums einzuführen, in der
das Management der Unternehmen
effektiv kontrolliert wird. Das heißt:
Die rechtliche Organisation und Ver-
teilung von Privateigentum bestimmt
in keinem ausreichenden Maße das
komplexe Geflecht von unternehme-
rischen Kontrollmechanismen, das
notwendig ist, um das Segment der
Großunternehmen mit befriedigen-
dem Ergebnis marktwirtschaftlich ans
Laufen zu bringen (vgl. WAGENER

1997). Dies bedeutet, dass die rechtli-
che Kodifizierung des Instituts Privat-
eigentum nicht ausreicht, einen funk-
tionierenden Markt zu schaffen. Mit
der Etablierung von Privateigentum
durch die Privatisierung ist zugleich
das Problem der Unternehmenskon-
trolle (corporate governance) gestellt.
Das bereits erwähnte ungenügende
Marktverständnis der Wirtschaftswis-
senschaften findet insofern hierin sei-
nen praktischen Niederschlag.

Die Politische Ökonomie der Trans-
formation hat das Problem der Unter-
nehmenskontrolle besonders deutlich
unterstrichen und die Frage zu beant-
worten versucht, inwiefern eine effizi-
ente Allokation der Eigentumsrechte
von der Art und Weise der Privatisie-
rung abhängt. In den Wirtschaftstheo-
rien werden zwei entgegengesetzte
Annahmen vertreten: Besagt die eine,
dass eine effektive Allokation von Ei-
gentumsrechten nur über Markt-

mechanismen hergestellt werden kann,
so betont die andere, dass die ursprüng-
liche Zuteilung von Eigentumsrech-
ten entscheidend ist. Empirisch hat
die Forschung beispielhaft für die
tschechische Entwicklung gezeigt, dass
die Unternehmenskontrolle durch gro-
ße Finanzgruppen aktiv über die Ge-
währung/Nichtgewährung von Kredi-
ten, Zuführung/Nicht-Zuführung von
Fremd-Kapital, Austausch von Mana-
gerteams gestaltet wird.

(2) Die Reform der sozialen Sicherung

Das zweite Beispiel bezieht sich auf
die Analyse der Transformation der
Alterssicherungssysteme (vgl. hierzu
ausführlicher MÜLLER 1999a, 1999b;
WAGENER 1999; GÖTTING 1998). Die-
ser Prozess ist aus zwei Gründen inter-
essant: Zum einen kann an diesem
Beispiel die Bedeutung der global play-
ers – wie z. B. die Weltbank – und ihre
praktische Wirtschaftstheorie der
Transformation skizziert werden; zum
anderen wird an diesem Beispiel die
Asymmetrie umgekehrt: Wird bislang
immer davon ausgegangen, dass der
Osten westliche „moderne“ Institu-
tionen zu implementieren hat, so kann
an diesem Beispiel gezeigt werden,
dass die Reformen in einigen Ländern
Mitteleuropas für den Westen interes-
sant geworden sind.

Um die Reform des Alterssiche-
rungssystems darstellen zu können, ist
es notwendig, die lateinamerikanische
Entwicklung zu skizzieren (vgl. MÜL-
LER 1997):  Im Jahre 1981 wird in Chile
die bis dahin geltende staatliche Rege-
lung des Rentensystems durch private
Pension Funds abgelöst; das auf einer
Säule stehende pay-as-you-go-System,
in welchem die jeweilige Generation
von Beschäftigten für die Rentenemp-
fänger einzahlt, wurde in ein auf meh-
reren Säulen stehendes, privates fully-
funded-System umgewandelt: Hier
spart jeder Einzahler seine eigene
Rente an. Das erste wird als staatli-
ches Umlagesystem, das zweite als
Kapitaldeckungsverfahren (kapitalge-
deckte Pensionsfonds) bezeichnet. In
dem ”Chilenischen Modell” werden
aus der  öffentlichen Säule lediglich
Sozialhilfen an bedürftige Rentner
gezahlt, die mindestens 20 Jahre lang
Beiträge entrichtet hatten. Die zweite
Säule besteht aus privaten Pensions-
fonds. Abgewandelte Formen des Chi-
lenischen Modells wurden eingeführt

in Bolivien, Kolumbien, Mexiko, Peru
und Uruguay. Mitte der 1990er Jahre
strebt Argentinien ebenfalls eine Re-
form seines Rentensystems an. An-
knüpfend an das „Chilenische Modell“
wird nach intensiver zweijähriger Dis-
kussion ein Mischsystem verabschie-
det (das „Argentinische Modell“), das
den Einzahlern verschiedene Optio-
nen zur Wahl stellt.

Kennzeichen der Alterssicherungs-
systeme in Mittel- und Osteuropa wa-
ren u. a. die finanzielle Vermischung
mit anderen Bereichen der sozialen
Sicherheit und der öffentlichen Haus-
halte und – hierdurch bedingt – spezi-
fische Formen von Querfinanzierun-
gen sowie ein niedriges Rentenalter.
Mit dem Anstieg der Arbeitslosigkeit
im Kontext der Privatisierung bzw.
Restrukturierung der staatlichen Un-
ternehmen gibt es auf der einen Seite
eine steigende Anzahl von Frührent-
nern und Dienstunfähigkeitsrenten;
auf der anderen Seite stehen dagegen
weniger Einzahler, was die staatlichen
Rentenkassen stark strapaziert.

Bei der Reform der Alterssiche-
rungssysteme spielen nun das „Chileni-
sche“ und das „Argentinische Modell“
in der Diskussion in Mitteleuropa eine
zentrale Rolle; dies wird unterstützt
durch das Programm der Weltbank
(„Averting the Old Age Crisis. Policies
to Protect the Old and Promote
Growth“). In Polen und Ungarn wurde
die Auseinandersetzung durch zwei
Pole bestimmt: die Sozialministerien
als Vertreter des kontinentaleuropäi-
schen Rentenparadigmas auf der einen
Seite, die Finanzministerien als Ver-
treter des „Chilenischen Modells“ auf
der anderen Seite. Nur in Tschechien
wurde eine moderatere Politik der
Rentenreform umgesetzt, und dies aus
folgenden Gründen: Da die Kompe-
tenz ausschließlich beim Sozialminis-
terium lag und die Auslandsverschul-
dung auf einem niedrigen Niveau sta-
gnierte, relativierte sich der Einfluss
der Weltbank. Wirtschaftspolitisch be-
steht die Reform in einigen mitteleuro-
päischen Ländern aus folgenden Schrit-
ten: Verbindung von Einzahlung und
Rente, Aufhebung von Privilegien,
Trennung von Pensionszahlung vom
öffentlichen Haushalt und Anhebung
der Altersgrenze.

Die Forschung zur politischen Öko-
nomie der Rentenreform hat gezeigt,
dass
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• die Rahmenbedingungen wie Defi-
zit bzw. Überschuss der Renten-
versicherung sowie Auslandsver-
schuldung entscheidend den Ver-
handlungsspielraum der Akteure
determinieren;

• die global players durch die institu-
tionelle Arbeitsteilung in die natio-
nale Rentenreform hineinwirken;

• die Rentenreformen in Mittel- und
Osteuropa Anwendungsfälle globa-
ler Modelle sind. Das heißt: Hier
zirkulieren globale Modelle, die in
lokale Kontexte übersetzt und ein-
gebettet werden.

Die Politische Ökonomie der Trans-
formation hat – dies sollten die beiden
Beispiele (Privatisierung und Renten-
reform) illustrieren – die Konfigurati-
on der Akteure als entscheidend für
den Ablauf und die Intensität des Re-
formprozesses bestimmt. Im Vergleich
zur Frühphase der Transformation
haben damit insbesondere politisch-
administrative Konstellationen in den
Transformationsländern entscheidend
an Gewicht und Bedeutung gewon-
nen. Die Forschung hat die Pfadab-
hängigkeit für die Transformations-
prozesse insgesamt sowie für Partial-
Transformationen betont sowie die
Bedeutung eines ausgewogenen re-
formpolitischen Designs im Zusam-
menhang mit Privatisierungsstrategi-
en unterstrichen. Schließlich wird die
Bedeutung der Rolle externer Akteu-
re für die Ausgestaltung der Refor-
men unterstrichen. Hier sind insbe-
sondere internationale Finanzorgani-
sationen fokussiert worden.

Die analytische Stärke der politi-
schen Ökonomie der Transformation,
das Zusammenspiel der Institutionen
kompakt und detailliert zu fassen,
markiert aber zugleich ein Desiderat:
Ihre Forschungs- und Darstellungs-
strategie konzentriert sich auf den
Output, den ein bestimmtes “in-
stitutional design” hervorbringt, aber
nicht auf die Prozesse der Erzeugung
und des Umgangs mit Wissen, Prozes-
se, die für die jeweiligen Reformfelder
und damit verbundene Wissensproble-
me konstitutiv sind.

Schluss
Als eine prominente Richtung in der
Analyse der mittel-osteuropäischen
Gesellschaften haben die verschiede-
nen Ansätze der politischen Ökono-
mie die Methoden der Implementie-

rung „moderner“, westlicher Institu-
tionen fokussiert. Die Verankerung
neuer Institutionen – und mit ihnen
die Verankerung neuer Regeln und
Praktiken – schien zunächst als eine
„einfache Übernahme“ westlicher
Modelle (blueprints) möglich, die
Entfaltung ihrer Wirkung nur eine
Frage der Zeit. Man stellte allerdings
relativ schnell fest, dass die Kopie ei-
ner westlichen Nationalbank beispiels-
weise in Budapest nicht mehr ihrem
Vorbild ähnelte, sondern auf spezifi-
sche Weise lokal angepasst und geän-
dert wurde. Diese spezifischen sozio-
kulturellen und sozio-ökonomischen
Bedingungen der Einbettung bzw.
Übersetzung kommen in der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschung
zunehmend in den Blick. Über die
Klärung transformationsspezifischer
Problemkontexte bieten die Vorgän-
ge in Mitteleuropa Möglichkeiten an,
bislang in der Wirtschaftstheorie ver-
nachlässigte Problembereiche zu the-
matisieren. Auf das Beispiel „Markt“
ist oben eingegangen worden, es könn-
ten aber durchaus weitere Beispiele
angeführt werden.

Die ursprüngliche Idee, aus der
Vielzahl der Forschungen eine Theo-
rie zu filtern – gewissermaßen ein
Totalmodell der Transformation –
wird nicht weiter verfolgt. Es gibt
vielmehr verschiedene Theorien, die
unterschiedliche Aspekte beleuchten
und auf diese Weise gleichzeitig die
„blinden Flecke“ anderer Ansätze
aufzeigen. Gleichzeitig verweisen die
Ergebnisse der Transformationsfor-
schung über den aktuellen Bezug hin-
aus auf Fragen, die auch in arrivierten
Marktgesellschaften zunehmend dis-
kutiert werden. Hier ist vor allem die
Rolle der Zivilgesellschaft zu nen-
nen. Diese Debatte über die Rolle
der Zivilgesellschaft betont insbeson-
dere die Integrationsnotwendigkeiten
und -defizite moderner Marktgesell-
schaften, auf die die Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik bisher kaum zu-
friedenstellende Antworten gefunden
hat. Im Kern geht es um den Beitrag,
den gesellschaftliche Gruppen und
Organisationen zur sozialen Integra-
tion moderner Gesellschaften leisten
(können), da die zunehmend fragwür-
dig gewordenen Glücksversprechun-
gen der Konsumgesellschaft diese In-
tegrationsfunktion nicht (mehr) er-
füllen können.

Literatur
AKERLOF, G. A. (1970): Market for Lem-

ons : Quality Uncertainty and the Mar-
ket Mechanism. Quarterly Journal of
Economics 84, S. 488-500.

ARROW, K. J. u. F. H. HAHN (1971): Gene-
ral Competitive Analysis. San Francis-
co.

BLOCK, F. (1994): The Roles of the State in
the Economy. In: SMELSER, N. J. u.
R. SWEDBERG (eds.): The Handbook of
Economic Sociology. Princeton, S. 691-
720.

ELSTER, J., C. OFFE, K. PREUSS u. K. UL-
RICH et al. (1998): Institutional Design
in Post-communist Societies. Rebuil-
ding the Ship at Sea. Cambridge.

GÖTTING, U. (1998): Transformation der
Wohlfahrtsstaaten in Mittel- und Ost-
europa. Eine Zwischenbilanz. Opladen.

GÖTZ, R. (1998): Theorien der ökonomi-
schen Transformation. Osteuropa 48,
S. 339-354.

HAYEK, F. A. (1945): The Use of Know-
ledge in Society. The American Econo-
mic Review 35, S. 519-530.

HERRMANN-PILLATH, C. (1997): Ökonomi-
sche Transformationstheorie: Quo Va-
dis? In: HÖHMANN, H.-H. (Hrsg.): Der
Osten Europas im Prozeß der Differen-
zierung. Fortschritte und Mißerfolge der
Transformation. München, S. 203-214.

HOEN, H. W. (1995): Theoretically Un-
derpinning the Transition in Eastern
Europe. An Austrian View. Economic
Systems 19, S. 59-77.

HOEN, H. W. (1998): The Transformation
of Economic Systems in Central Euro-
pe: The Nature of Political Constraints.
Vortrag, Europa-Universität Viadrina,
23.04.1998.

KAHLER, M. (1989): Organization and
Cooperation. International Institutions
and Policy Coordination. Journal of
Public Policy 8, S. 375-401.

KLOTEN, N. (1991): Die Transformation
von Wirtschaftsordnungen  theoreti-
sche, phänotypische und politische
Aspekte. Walter-Eucken-Institut. Vor-
träge und Aufsätze 129. Tübingen.

MÜLLER, K. (1997): Pensions: The Chile-
an Model  for Central-Eastern Europe?
In: SAWIŃSKA, M. (ed.): From Plan To
Market  Selected Problems of the Tran-
sition. Poznań: Akademia Ekonomicz-
na, S. 59-68.

MÜLLER, K. (1999a): The Political Econo-
my of Pension Reform in Central-Ea-
stern Europe. Cheltenham, Glos.

MÜLLER, K. (1999b): Structural Settings,
Political Actors, and Paradigmatic Out-
comes in Central-Eastern European
Pension Reforms. In: MÜLLER, K.,
A. RYLL u. H.-J. WAGENER (eds.): Trans-
forming Social Security: Pensions in
Central-Eastern Europe. Heidelberg/
New York, S. 291-305.



EUROPA REGIONAL 8(2000)3/412

NORTH, D. (1990): Institutions, Institutio-
nal Change and Economic Performance.
Cambridge.

OFFE, C. (1993): Der Tunnel am Ende des
Lichts. Frankfurt/Main.

POLLACK, D. (1997): Das Bedürfnis nach
sozialer Anerkennung: Der Wandel der
Akzeptanz von Demokratie und Markt-
wirtschaft in Ostdeutschland. Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte 13, S. 3-14.

ROSENBAUM, E. F. (1998): What is a Mar-
ket? FIT-Discussion Papers No. 1.

ROSENBAUM, E. F., F. BÖNKER u. H.-J.
WAGENER (eds.) (1999): Privatization,
Corporate Governance the Emergence
of Markets. Basingstoke/ London.

RYLL, A. (1994): Transition to a Market
Economy as the Transformation of
Coordination. In: WAGENER, H.-J. (ed.):
The Political Economy of Transforma-
tion. Heidelberg, S. 45-59.

SCHMIDT, G. u. E. DITTRICH (1997): Nach
dem Ende des Realen Sozialismus 
Herausforderungen an soziologische

Forschung: In: DITTRICH, E., F. FÜRS-
TENBERG u. G. SCHMID (Hrsg.): Kon-
tinuität im Wandel. Betrieb und Gesell-
schaften Zentraleuropas in der Trans-
formation. München und Mering, S. 7-
20.

SIEBERT, H. (ed.) (1992): The Transforma-
tion of Socialist Economies. Tübingen.

SEGBERS, K. (1989): Der sowjetische Sys-
temwandel. Frankfurt/M.

STARK, D. (1992): The Great Transforma-
tion? Social Change in Eastern Europe.
Contemporary Sociology 21, S. 299-304.

SÜSS, D. (1997): Privatisierung in Polen,
der Tschechischen Republik und Un-
garn. Das Erlösparadoxon und seine
Auflösung. FIT-Discussion Papers No.
15.

WAGENER, H.-J. (ed.) (1993): On the Theo-
ry and Policy of Systemic Change. Hei-
delberg.

WAGENER, H.-J. (1997): Transformation
als historisches Phänomen. Jahrbuch für
Wirtschaftsgeschichte 2, S. 179-191.

WAGENER, H.-J. (1999): ‘Social Security 
A Second Phase Transformation
Phenomenon? In: MÜLLER, K., A. RYLL

u. H.-J. WAGENER (eds.): Transforming
Social Security: Pensions in Central-
Eastern Europe. Heidelberg/New York,
S. 13-30.

Dr. HERBERT KALTHOFF

Europa-Universität Viadrina
Frankfurter Institut für Transforma-
tionsstudien
Postfach 1786
15207 Frankfurt (Oder)

Dr. ECKEHARD F. ROSENBAUM

Bundesministerium für Wirtschaft
und Technologie
Scharnhorststr. 34-37
10115 Berlin




